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Vorblatt 


Gesetzentwurf zur Änderung des Fahrlehrergesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Das Fahrlehrergesetz erschwert den in Form einer Aktien- 
gesellschaft oder GmbH betriebenen öffentlichen Verkehrs- 
unternehmen die Unterhaltung eigener Fahrschulen erheblich, 
weil bei juristischen Personen generell die Mitgliedschaft des 
Fahrschulleiters in dem zur Vertretung berechtigten Organ 
— dem Vorstand — vorgeschrieben ist. 


B. Lösung 

Es wird vorgeschlagen, die Erteilung einer Ausnahmegenehmi- 
gung von dem Erfordernis der Mitgliedschaft des Fahrschul- 
leiters in dem zur Vertretung berechtigten Organ bei bestimm- 
ten Voraussetzungen zu ermöglichen. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 


C. Alternativen 

entfallen. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 


Druck: Bonner Universitats-Buciidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfacäi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Evers, Vehar, Dr. Müller- 
Hermann, Krammig und der Fraktion der CDU/CSU einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Fahrlehrerwesen 

— Drucksache Vl/2182 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wrede 


Der Gesetzentwurf in Drucksache VI/2182 wurde 
in der 125. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
8. Juni 1971 dem Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen. 
Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
22. September 1971 behandelt. 

Nach § 11 des geltenden Fahrlehrergesetzes wird 
juristischen Personen die Erlaubnis zur Einrichtung 
einer Fahrschule nur erteilt, wenn unter anderem 
eine der nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung 
der Gesellschaft berufenen Personen die Qualifika- 
tionen eines Fahrlehrers besitzt. Dadurch soll ge- 
währleistet werden, daß bei den in Form einer 
GmbH oder Aktiengesellschaft betriebenen Fahr- 
schule der für den Schulungsbetrieb verantwortliche 
Leiter durch Mitgliedschaft im Vorstand einen aus- 
reichenden Einfluß auf die Geschäftsführung aus- 
üben kann. 

Diese Regelung hat sich jedoch bei öffentlichen 
Verkehrsunternehmen, die als Aktiengesellschaft 
oder GmbH betrieben werden und die zur Schu- 
lung neu eingestellter Arbeiter für den Fährbetrieb 
auf Omnibussen eine eigene Fahrschule unterhal- 
ten, als unzweckmäßig herausgestellt. Nach der Auf- 


gabenstellung und dem Verantwortungsbereich der 
Vorstandsmitglieder dieser häufig sehr großen Un- 
ternehmen ist es nicht sachgerecht, den Leiter des 
Fahrschulbetriebes in den Vorstand aufzunehmen. 
Zweck des Gesetzentwurfs ist es, für diese Fälle 
eine Ausnahmegenehmigung zu ermöglichen. 

Der Ausschuß hält übereinstimmend die ange- 
strebte Neuregelung für sachgerecht. Er hält es 
jedoch für erforderlich, die Voraussetzungen für 
eine Ausnahmegenehmigung von dem Erfordernis 
der Mitgliedschaft des Fahrschulleiters in dem zur 
Vertretung berechtigten Unternehmensorgan enger 
zu fassen, als dies in dem Gesetzentwurf der An- 
tragsteller vorgesehen ist. Ausnahmegenehmigun- 
gen sollen nur zulässig sein, wenn es sich um einen 
Betrieb handelt, der bereits als Ausbildungsbetrieb 
für die Fahrgastbeförderung nach § 15 e Abs. 1 
Nr. 4 b der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung an- 
erkannt ist, und ausschließlich die Ausbildung von 
Kraftfahrern für den Omnibusbetrieb angestrebt 
wird. Dadurch soll sichergestellt werden, daß nur 
öffentliche Verkehrsbetriebe, die bestimmten be- 
trieblichen Anforderungen entsprechen, für eine 
solche Ausnahmegenehmigung in Betracht kommen. 


Bonn, den 22. September 1971 


Wrede 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2182 — in der 
aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. September 1971 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Wrede 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2599 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Fahrlehrerwesen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über das Fahrlehrerwesen vom 
25. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1336), zuletzt 
geändert durch das Kostenermächtigungs-Ände- 
rungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 805), wird wie folgt geändert: 

§ 34 wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden nach den Worten „erster 
Halbsatz und Nr. 4“ die Worte des § 11 Abs. 2 
Satz 1“ eingefügt. 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann eine 
Ausnahme erteilt werden von 

1. § 11 Abs. 1 Nr. 4, wenn der Bewerber eine 
andere Tätigkeit von ausreichender Dauer 
nachweist, die ihm den Erwerb der für einen 


Fahrschulleiter nötigen Fertigkeiten und Er- 
fahrungen ermöglicht haben kann? 

2. dem Erfordernis der Zugehörigkeit des ver- 
antwortlichen Leiters des Ausbildungsbetrie- 
bes zu den nach Gesetz oder Satzung zur 
Vertretung der juristischen Person oder des 
nichtrechtsfähigen Vereins berufenen Per- 
sonen gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1, wenn es sich 
um einen Betrieb handelt, der nach § 15 e 
Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe b der Straßenverkehrs- 
Zulassungsordnung anerkannt ist und aus- 
schließlich Kraftfahrer für den Dienst auf 
Kraftomnibussen ausbildet." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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